Wien, am 7. 6. 2002

Offener Brief an den Burghauptmann!?


Werter Burghauptmann!

Wann ist Wien sauber genug?



Mit Befremden und Bedauern haben wir festgestellt, dass Ihr Zugang zur
Demokratie, Meinungsfreiheit und dem Versammlungsrecht stark an autoritären
Systemen orientiert scheint.



Auf Ihre Veranlassung wurde die "Botschaft besorgter Bürgerinnen" am
24.04.2002 unter Aufsicht der Polizei geräumt. Diese, Ihre Handlung, welche nicht
mit der Polizei vereinbart war, hatte sowohl einen Aufschrei der
Zivilgesellschaft als auch der parlamentarischen Opposition zur Konsequenz. Ein Faktum, das Sie nicht stoppen konnte und in der Störung einer angemeldeten politischen Kundgebung durch einen privaten Sicherheitsdienst, wieder unter polizeilicher Beobachtung, Ihren Höhepunkt fand.


Das sichtbare Zeichen "Botschaft besorgter Bürgerinnen" stellt eine
politische Manifestation der Unzufriedenheit weiter Teile der Bevölkerung mit der
österreichischen Bundesregierung dar. Von der Zivilgesellschaft getragen, von
der Opposition begrüsst und vom Bundeskanzler geduldet, war, ist und wird die
"Botschaft besorgter Bürgerinnen" weiterhin ein Symbol, aber auch Ort
(Ballhausplatz 1a) der demokratischen Auseinandersetzung vieler Österreicherinnen
bleiben. Der Idee der Bürger- und Menschenrechte folgend und Ihrer Handlung
bewusst entschlossen sich vom aufgeklärten Humanismus getriebene Geister den
regierungskritischen Diskurs am Ballhausplatz 1a - im Rahmen von angemeldeten
politischen Kundgebungen - fortzuführen. Bis zum heutigen Tag haben 80
(achtzig!) Personen Kundgebungen am Ballhausplatz 1a angemeldet. Keine einzige dieser Kundgebungen wurde von der Polizei untersagt. Auch Sie haben sich nicht
bemüßigt gefühlt, diese Anmeldungen zu beanstanden.


Dennoch sehen sich acht Kundgebungsanmelderinnen mit einer
Besitzstörungsklage konfrontiert. Inhalt dieser Ihrer Klage, ist, neben dem Verdacht, dass diese Kundgebungen keine politische Manifestation darstellen, auch die
demokratiepolitisch befremdende Ansicht, dass laut Flächenwidmungsplan der Heldenplatz als Baufläche (Gebäude/befestigt/begrünt) gewidmet ist und deshalb nicht für politische Kundgebungen geeignet scheint. 


Worin Ihr Eifer, die ausserparlametarischen Kritiker der Regierung zum
Schweigen zu bringen, begründet ist, stellt für uns die Grundlage zur Spekulation
dar:
Ihre Handlungen dienten dem vorauseilenden Gehorsam der Regierungsparteien, 
im speziellen der FPÖ (Forderung Westenthalers die regierungskritischen
Demonstrationen zu stoppen) ?

Sie sind von Minister Bartenstein dazu aufgefordert worden ?

Sie sind sich der demokratischen Spielregeln nicht bewusst ?

Sind SIE der Staat ?



Die Geklagten

